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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
1 Kreis Mettmann 

- Landschaftsplanung 
   und –schutzrecht 
- Wasserwirtschaft 
- Umweltbezogener 
    Gesundheitsschutz 
- Straßen-/ Hochbau 
- Brandschutz 
- Immissionsschutz 

15.11.12  
Bodenschutzbehörde: 
Anregung, im Kapitel 4.3 der 
Begründung die veraltete Flä-
chenbezeichnung des Altstan-
dorts Nr. 17210 gegen die nun-
mehr gültige Bezeichnung 
7073/26 Ha auszutauschen.  
 

 
 
Der Anregung wurde entsprochen. 
Die Flächenbezeichnung des Altstandorts wurde im Kapitel 4.3 der Begründung entsprechend geändert. 

2 Bergisch Rheinischer 
Wasserverband BRW 

18.10.12 
(21.01.09) 

Es werden keine Anregungen zur 
Planung vorgebracht  

 

3 Industrie- und Han-
delskammer (IHK) 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

4 Einzelhandels- und 
Dienstleistungsver-
band 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

5 Handwerkskammer 
Düsseldorf 

25.10.12 Es werden keine Anregungen zur 
Planung vorgebracht. 

 

6 RWE Rhein-Ruhr 
Netzservice, Neuss 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

7 PLEdoc GmbH   Stellungnahme liegt nicht vor.  
8 Deutsche Telekom AG 02.10.12 Es werden keine Anregungen zur 

Planung vorgebracht. 
 

9 ISH NRW GmbH   Stellungnahme liegt nicht vor.  
10 Stadtwerke Haan   Stellungnahme liegt nicht vor.  
11 DB Services Immobi-

lien GmbH 
11.10.12 Es werden keine Anregungen zur 

Planung vorgebracht. 
 

12 Landesbetrieb Wald 
und Holz 

08.10.12 Es werden keine Anregungen zur 
Planung vorgebracht. 

 

13 Verkehrsverbd. Rhein-
Ruhr 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

14 Busverkehr Rheinland 
GmbH (BVR) 

 Stellungnahme liegt nicht vor.  

15 Rheinbahn Düsseldorf 05.11.12 Es werden keine Anregungen zur 
Planung vorgebracht. 

Es wird auf das Schreiben vom 04.03.2009 verwiesen. Die hierin enthaltenen Hinweise zur ÖPNV- Anbin-
dung des Plangebiets durch die Rheinbahn Düsseldorf wurden zur Kenntnis genommen. Für die Planung 
ergeben sich keine Konsequenzen. 
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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
16 Bau- und Liegen-

schaftsbetrieb NRW, 
Wuppertal 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

17 Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben 
(BImA) 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

18 Wehrbereichsverwal-
tung III 

16.10.12 Es werden keine Anregungen zur 
Planung vorgebracht.  

 

19 Polizeistation Haan    Stellungnahme liegt nicht vor.  

20 Erzbistum Köln - 
Generalvikariat 

 Stellungnahme liegt nicht vor.  

21 Katholische Kirchen-
gemeinde Haan 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

22 Evangelisches Lan-
deskirchenamt 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

23 Evangelische Kir-
chengemeinde Haan 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

24 Freie evangel. Ge-
meinde 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

25 Neuapostolische Kir-
che NRW 

 Stellungnahme liegt nicht vor.  

26 Neuapostolische Kir-
che Gemeinde Haan 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

27 Landesbüro der Natur-
schutzverbände 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

28 Finanzamt Hilden – 
Bewertungsstelle 

  Stellungnahme liegt nicht vor.  

29 A. und T. H. 14.11.12  Der Grundbesitz Gemarkung 
Haan, Flur 16, Flurstück 642  
wird durch den Plangeltungsbe-
reich zerteilt; der aktuelle bauli-
che Bestand ist in der Planzeich-
nung nicht enthalten. 

Es wird beantragt, die rückwärti-
ge Baugrenze des festgesetzten 

Dem Hinweis wurde entsprochen. 
Der vorhandene Gebäudebestand wurde in der Planzeichnung ergänzt. 
 
 
 
 

Dem Antrag wurde dahin gehend entsprochen, dass das betreffende Grundstück, wie auch der Bestand 
bis zur Einmündung der Straße „Alter Kirchplatz“ in die Friedrichstraße aus dem Geltungsbereich des Be-
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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
WA-Gebietes zu erweitern und 
die Bestandsgebäude mit einzu-
beziehen. Auch soll der Gel-
tungsbereich insgesamt vergrö-
ßert und hierbei das Flurstück 
642 vollständig  in das festge-
setzte WA-Gebiet aufgenommen 
werden.   

bauungsplans heraus genommen und somit (wieder) dem „unbeplanten Innenbereich“ nach § 34 BauGB 
zugeordnet wird.  
  
Begründung: 
Der bislang nicht erfasste Wohnbestand ist schon auf Grund der zeitlichen Dauer zu berücksichtigen. Nach 
Aufgabe des ursprünglich auf dem Grundstück befindlichen Installationsbetriebs in den 1970-er Jahren 
wurden die ehemaligen Lagergebäude einer Wohnnutzung zugeführt. Die Nutzungsänderung wurde ohne 
Genehmigungsverfahren vorgenommen.  
Nach dem Erwerb des Grundstücks durch die Antragsteller sind diese bestrebt, die Nutzungsänderung 
nachträglich legalisieren zu lassen. Eine nachträgliche Legalisierung scheitert jedoch an den bisher geplan-
ten Festsetzungen des Bebauungsplans als nicht überbaubare Fläche.  

Bei der planerischen Umsetzung sind zwei Alternativen denkbar:  
1. Alternative: vollinhaltliche Berücksichtigung der Anregung 
Eine Erweiterung des Geltungsbereichs und eine Überplanung der Bestandsgebäude als überbaubare Fläche 
hat zur Folge, dass die planerische Grundkonzeption, durch Baugrenzen den historisch gewachsenen Ge-
bäudebestand entlang der Friedrichstraße und in Fortsetzung des 3-geschossig festgesetzten MK-Gebietes 
in einheitlicher Bautiefe festzusetzen, aufgegeben wird. Gleichzeitig bereiten die verschachtelten Grund-
stücksverhältnisse im gewachsenen Bestand Schwierigkeiten, eine Allen gerecht werdende Verteilung der 
überbaubaren Flächen vorzunehmen. Auf zukünftige Dispositionen der Eigentümer (Grundstücksverkäufe 
oder –Zusammenlegungen) kann nicht in der gebotenen Flexibilität reagiert werden.  

2. Alternative: Herausnahme aus dem Geltungsbereich 
Es ist festzustellen, dass im Einmündungsbereich und im weiteren Verlauf der Straße „Alter Kirchplatz“ ein 
unregelmäßig gewachsener, aber insgesamt betrachtet als Einheit zu wertender Bestand in Form einer histo-
risch gewachsenen Bebauung vorhanden ist. Eine sinnvolle, allen Anliegern gerecht werdende Überpla-
nung, insbesondere die Abgrenzung von überbaubaren und nicht überbaubaren Flächen ist in diesem ge-
wachsenen Bestand wegen der komplizierten Grundstücksverhältnisse kaum möglich. Ein 
Planungserfordernis für den Bereich besteht nicht. Zukünftige Vorhaben sind zielführender nach § 34 
BauGB zu beurteilen. Die in der Begründung formulierte Absicht, mit der Planaufstellung (auch) die Ab-
grenzung zwischen dem innerstädtischen Kerngebiet und dem anschließenden, innerstädtischen Bereich zu 
definieren, wird hierdurch nicht aufgegeben. Mit dem Bebauungsplan Nr. 51 wird diese Abgrenzung wei-
terhin eindeutig definiert. 

Der Empfehlung der Verwaltung entsprechend wurde der nördliche, bisher als WA-Gebiet festgesetzte Teil 
des Bebauungsplans aus dem Geltungsbereich heraus genommen. Unter Berücksichtigung der vorhande-
nen, grenzständigen Bebauung und in Ergänzung der für die MK-Gebiete des verbliebenen Geltungsbe-
reichs angestrebte intensive Ausnutzbarkeit der Grundstücke wurde für die MK-Gebiete zusätzlich eine 
geschlossene Bauweise festgesetzt. 
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Nr. Absender Datum Inhalt Ergebnis der Prüfung 
Unter diesen Voraussetzungen kann die bestehende Wohnnutzung  nachträglich legalisiert werden.  
Die Änderungen berühren die Grundzüge der Planung, so dass eine erneute Offenlage gemäß § 4a (3) 
BauGB erforderlich wurde (siehe hierzu Anlage B). 

30 T. H.  16.11.12 Anregung, das Flurstück 642 
ganz aus dem Geltungsbereich 
heraus zu nehmen. 

Der Anregung wurde gefolgt. 
Das in der bisherigen Fassung vom 31.07.2012 als WA-Gebiet festgesetzte Areal wurde aus dem Geltungs-
bereich heraus genommen (siehe Nr. 29). Ein Planungserfordernis für diesen Bereich besteht nicht. Er un-
terliegt somit,  wie auch die im nördlichen Eckbereich der Einmündung „Alter Kirchplatz“ in die Friedrich-
straße vorhandene Bebauung der bauplanungsrechtlichen Beurteilung gemäß § 34 BauGB.  
Die Änderungen berühren die Grundzüge der Planung, so dass eine erneute Offenlage gemäß § 4a (3) 
BauGB erforderlich wurde (siehe hierzu Anlage B). 
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